Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drudesache V/ 242 


Der Bundesminister für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Bonn, den 1. Februar 1966 

IIB4-2811.il -4/66 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Baukosten für landwirtschaftliche Bauten 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Logemann, Ertl, 
Wächter, Reichmann, Sander und Genossen 
— Drucksache V/179 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft wie folgt: 


Zu Frage 1 

Die Aufwendungen für Neubauten landwirtschaftlicher Betriebs- 
gebäude betragen in der Rindviehhaltung je Großvieheinheit 
in D-Mark ausgedrückt 

in Frankreich : rd. 2600 bis 3000 DM 

in den Niederlanden rd. 2200 bis 2800 DM 

in der Bundesrepublik : rd. 3500 bis 4500 DM. 

Bei Neubauten für Schweinemastställe belaufen sich die Auf- 
wendungen je Liegeplatz in D-Mark ausgedrückt auf: 


in Frankreich : 

rd. 

270 bis 

290 

DM 

in den Niederlanden : 

rd. 

200 bis 

230 

DM 

in der Bundesrepublik : 

rd. 

300 bis 

400 

DM. 


Die aufgeführten Summen für Bauaufwendungen je Viehein- 
heit stellen Durchsdinittswerte dar. Der Toleranzbereich ist aus 
den regionalen preis- und kostenbestimmenden Faktoren, aus 
dem Mechanisierungsgrad der Innenwirtschaft sowie aus der 
Anzahl der unterzubringenden Tiere zu erklären. 


Drudt: Budidrudcerei Peter Meier, 5201 Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Zu Frage 2 

Bei Um- und Erweiterungsbauten sind die Stundenlohnsätze für 
Facharbeiter im Baugewerbe besonders ausschlaggebend. Nach 
einer harmonisierten Statistik in den Mitgliedstaaten der EWG 
beliefen sich die Bruttostundenverdienste im Baugewerbe im 
Monat Oktober 1964 umgerechnet auf mittlere Devisenkurse 
wie folgt: 

in Frankreich : 2,90 DM 

in den Niederlanden : 3,54 DM 

in der Bundesrepublik : 4,34 DM. 

Der Anteil der Lohnkosten bei Um- und Erweiterungsbauten 
von landwirtschaftlichen Betriebsgebäuden an den Gesamtauf- 
wendungen beträgt im Durchschnitt 

in Frankreich : rd. 60Vo 

in den Niederlanden : rd. 50Vo 

in der Bundesrepublik : rd. 70Vo. 


Zu Frage 3 

Der Interministerielle Arbeitsausschuß Bauwirtschaft der Bun- 
desregierung prüft u. a. zur Zeit die Frage, wie durch eine 
Angleichung der Rechtsvorschriften und der Sicherheitsbestim- 
mungen innerhalb der EWG eine Harmonisierung der Kosten 
auf dem Bausektor zu erreichen ist. Im Ergebnis werden sich 
die Maßnahmen dieser Art auch auf das landwirtschaftliche 
Bauen auswirken. Darüber hinaus ist durch eine bereits vor- 
bereitete Begrenzung des Bauvolumens in neuen Richtlinien 
für landwirtschaftliche Baumaßnahmen, die mit Bundesmitteln 
gefördert werden, eine weitere Harmonisierung der Kosten für 
landwirtschaftliche Wohn- und Betriebsgebäude im Bereich der 
EWG eingeleitet. 


Zu Frage 4 

Die Bundesregierung fördert seit Jahren das Bauen mit Fertig- 
teilen sowie die Errichtung von Fertigbauten. Soweit wie mög- 
lich werden u. a. Einzel- oder Serienaufträge für gebrauchs- 
fertige landwirtschaftliche Gebäude (Wohnhaus, Wirtschafts- 
gebäude, Maschinenschuppen) sowie geschlossene Baulieferun- 
gen durch Zwischenkredite aus Mitteln des Zweckvermögens 
bei der Landwirtschaftlichen Rentenbank vorfinanziert. 

Die Bundesregierung bemüht sich ferner seit geraumer Zeit, die 
zollfreie Einfuhr von Fertighäusern und Fertigteilen sowohl 
aus dem EWG-Raum als auch aus Drittländern zu ermöglichen. 
So wurden die Zölle für die nachstehend aufgeführten Waren 
bei Einfuhren aus den EWG-Ländern auf „frei" gesenkt: 

Holzhäuser und ähnliche zerlegbare Holzkonstruktionen, 
Fertighäuser aus Eisen oder Stahl, 
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Fertighäuser aus Aluminium, 

Waren aus Zement oder Beton, Betonwerksteine und der- 
gleichen, einschließlich Waren aus Hüttenzement oder 
Terrazzo. 

Ferner beantragte die Bundesregierung bei der EWG, die Zoll- 
sätze für aus Nicht-EWG-Ländern eingeführte 

zerlegbare Holzhäuser, vollständig oder mit ihren we- 
sentlichen Teilen, 

Waren aus Zement oder Beton, Betonwerksteine und 
dergleichen, einschließlich Waren aus Hüttenzement oder 
Terrazzo 

vollständig aussetzen zu können. 

Die hierauf der Bundesrepublik mit Entscheidung des Rates der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 12. April 1965 bis 
zum 31. Dezember 1965 erteilte Ermächtigung zu einer entspre- 
chenden Zollaussetzung, welche ihren Niederschlag in der 
„Vierundzwanzigsten Verordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1965 vom 11. Juni 1965"' fand, ist zwischenzeitlich 
— auf Grund eines fristgerechten Nachfolgeantrages der Bun- 
desregierung — mit Ratsentscheidung vom 29. Dezember 1965 
bis 31. Dezember 1966 verlängert worden. 


Schlußbemerkung 

Im übrigen wird auf die Große Anfrage der Fraktion der SPD 
betr. Kostensenkung in der Landwirtschaft vom 14. Mai 1963 
— Drucksache IV/1259 — und deren Beantwortung durch den 
damaligen Bundesminister für Wirtschaft, Herrn Prof. Dr. Lud- 
wig Erhard, anläßlich der 81. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 26. Juni 1963 hingewiesen. 


Hermann Höcherl 



